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tivbefragung vom Herbst 2001 erlaubt es, sol-
che und ähnliche Fragen nun auf der Basis
vergleichbarer Daten empirisch zu untersu-
chen1. Gegenstand der Befragung sind vor al-
lem zwei Aspekte, die für die künftige Alters-
sicherungspolitik von großem Interesse sein
dürften: Einstellungen zu Zielen und Prinzi-
pien der Alterssicherung und Meinungen zu
spezifischen Reformvorschlägen, insbesonde-
re zur Behebung der Finanzierungsprobleme
in der Alterssicherung. Dazu werden im Fol-
genden exemplarisch einige zentrale Befunde
präsentiert.
Um die Einstellungen zu Zielen und Prinzipi-
en der Alterssicherung zu ermitteln, wurde den
Befragten eine Reihe von normativen Aussa-
gen vorgegeben, zu denen sie ihre Zustimmung
oder Ablehnung äußern sollten. Diese State-
Breite Zustimmung für Bei-
behaltung des Rentenniveaus
auch bei steigenden Beiträgen
Einstellungen zur Alterssicherung im europäischen Vergleich
Die Notwendigkeit der Reform der sozialen Sicherungssysteme, darunter auch und vor
allem der Alterssicherung, ist unbestritten und steht in nahezu allen westlichen Wohl-
fahrtsstaaten auf der politischen Tagesordnung. Die Reformdiskussion wird jedoch weit-
gehend als eine Diskussion unter den Experten und politischen Eliten geführt. Relativ
vernachlässigt wird in dieser Diskussion - und auch in der Forschung - die „subjektive
Komponente“ der sozialen Sicherung, d.h. die Perspektive der Adressaten der sozialpoli-
tischen Maßnahmen. Doch liegt es auf der Hand, dass die Akzeptanz einer bestimmten
sozialpolitischen Reformkonzeption in der (Wahl-)Bevölkerung sowohl für ihre politische
Durchsetzungsfähigkeit als auch für ihre längerfristige Tragfähigkeit von erheblicher Be-
deutung ist. Hierzu gehören etwa Fragen nach der Zufriedenheit mit dem existierenden
Alterssicherungssystem und dem Vertrauen in die entsprechenden Institutionen sowie nach
der Beurteilung möglicher Alternativen und Reformvorschläge. Wichtig sind vor allem
auch die solchen Bewertungen zu Grunde liegenden Gerechtigkeitsvorstellungen. Fra-
gen, die sich für die vergleichende Wohlfahrtsstaatsforschung stellen, sind u.a. inwieweit
sich die Erwartungen der Bürger in den Mitgliedsstaaten der EU an ein „gutes“
Alterssicherungssystem voneinander unterscheiden oder einander eher ähnlich sind und
ob die aus historischen Gründen unterschiedlich strukturierten Alterssicherungssysteme
noch den Erwartungen und Wertorientierungen der heutigen Bevölkerung entsprechen.
ments sollten einerseits verschiedene, öffent-
lich diskutierte Reformvorstellungen reflektie-
ren, andererseits aber umgangssprachlich so
formuliert sein, dass sie unabhängig vom je-
weiligen institutionellen Kontext der Alters-
sicherung eines Landes verstanden werden
können.
Tabelle 1 gibt diese Statements im Wortlaut
wieder und fasst zugleich die wichtigsten Er-
gebnisse für Deutschland und für die Gesamt-
heit der Mitgliedsländer der Europäischen
Union zusammen. Die Fragen können in vier
thematische Gruppen untergliedert werden:
– Fragen, die auf die zentralen verteilungspo-
litischen Zieldimensionen von Alterssiche-
rungssystemen gerichtet sind: die Vermei-
dung von Armut im Alter, die Sicherung des
erreichten bzw. eines angemessenen Le-
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bensstandards und die Reduzierung von Ein-
kommens- und Versorgungsungleichheiten
im Alter. Die folgende Diskussion wird sich
vor allem auf diese Verteilungszielsetzun-
gen konzentrieren.
– Grundlegende Prinzipien der Alterssiche-
rung, in denen jedoch nicht explizit die Ver-
teilung von Ressourcen angesprochen wird:
die Idee des „Generationenvertrags“ bzw.
der Gerechtigkeit zwischen den Generatio-
nen; der verpflichtende Charakter eines Al-
tersvorsorgesystems, verbunden mit der Fra-
ge der Universalität eines solchen Systems;
und schließlich die Frage nach dem Raum
für freiwillige private Vorsorge.
– Fragen, welche die relative Bedeutung und
Legitimationskraft von zwei konkurrieren-
den Prinzipien in der Konstruktion von So-
zialversicherungssystemen betreffen: das
Äquivalenz- und das Solidarprinzip.
– Fragen, die sich auf jüngere Debatten über
die Universalität von Rechtsansprüchen in
Bezug auf die Gleichbehandlung der Ge-
schlechter und sexuelle Präferenzen bezie-
hen.
Höchste Zustimmung für garantierte
Mindestrente
Der allgemeine Eindruck ist, dass es in den
Ländern der EU ein erstaunlich hohes Maß an
Zustimmung zu den meisten Statements gibt.
In Deutschland ist die Zustimmung meist et-
was geringer, doch die Prioritäten sind in der
Tendenz recht ähnlich. Dennoch gibt es er-
kennbare Unterschiede im Ausmaß und der
Intensität der Zustimmung zu einzelnen State-
ments, wenn man etwa nach starker und
schwacher Zustimmung unterscheidet2.
Unter den zentralen verteilungspolitischen
Zielsetzungen erhielt europaweit die Forde-
rung „Eine garantierte Mindestrente sollte ein
grundlegendes soziales Recht eines jeden Bür-
gers sein“ die meiste Zustimmung (55%), ge-
folgt von dem Vorschlag „Die Hauptaufgabe
einer guten Altersvorsorge sollte sein, die äl-
teren Menschen vor dem Risiko der Armut zu
schützen“ (52%). Während die erste Formu-
lierung auf den Charakter eines sozialen
Grundrechts abstellt, betont die zweite die so-
ziale Schutzfunktion der Alterssicherung. Kei-
ne der beiden Formulierungen impliziert in-
des, dass die staatliche Verantwortung in Be-
zug auf die Alterssicherung sich auf die Ge-
währleistung einer Mindestsicherung als
Schutz gegen Armut beschränken solle.
Das wird auch dadurch unterstrichen, dass ein
ähnlich hoher Prozentsatz der Bürger (46%)
fordert „Eine gute Altersvorsorge sollte jedem
einen angemessenen Lebensstandard im Ver-
hältnis zu seinem Einkommen vor dem Ruhe-
stand ermöglichen“, d.h. sie solle den relativen
sozialen Status sichern, den sie sich während
des Erwerbslebens erworben haben. In der
Theorie besteht zwar ein Gegensatz, zumindest
ein Spannungsverhältnis, zwischen dem Ziel der
Armutsvermeidung (welches eine Reduzierung
von Ungleichheiten impliziert) und dem einer
Sicherung des erreichten Lebensstandards (wel-
ches eine Fortdauer von Ungleichheiten impli-
ziert). Auch historisch haben diese beiden ge-
gensätzlichen Zielsetzungen konträren Model-
len der sozialen Sicherung zu Grunde gelegen:
dem Bismarck’schen und dem Beveridge-Mo-
dell. Die empirischen Befragungsergebnisse für
die Gegenwart zeigen indes, dass beide Ziele
ein hohes Maß an Zustimmung für sich bean-
spruchen können und daher - in der Wahrneh-
mung der meisten Bürger - gleichzeitig verfolgt
werden sollten. Selbst in Deutschland, wo in der
gesetzlichen Rentenversicherung das Ziel der
Lebensstandardsicherung fest institutionalisiert
ist, finden die Forderungen nach einer Mindest-
rente und dem Schutz vor Armut im Alter noch
etwas breitere Unterstützung.
Die Forderung „Eine gute Altersvorsorge sollte
zu einer größeren Gleichheit der Einkommen
und Lebensbedingungen unter den Älteren
beitragen“ erreicht ebenfalls ein hohes Maß
an Zustimmung, obwohl eine etwas geringere
als die zuerst genannten Zielsetzungen. Es ist
in diesem Zusammenhang aber darauf hinzu-
weisen, dass die gleichzeitige Verfolgung der
Ziele der Armutsvermeidung und der Lebens-
standardsicherung notwendigerweise erfor-
dert, dass Einkommensungleichheiten die
während des Erwerbslebens existierten, in der
Ruhestandsphase zu einem gewissen Grade
reduziert werden. Denn die reine Reprodukti-
on der Muster der Einkommensungleichheit
auf einem niedrigeren Niveau würde das Ziel
der Armutsvermeidung verletzen.
Eine weitere Thematik berührt zwei miteinan-
der verbundene Aspekte öffentlicher Alterssi-
cherungssysteme. Zum einen wird die Idee der
Solidarität zwischen den Generationen als eine
moralische Verpflichtung angesprochen. Zum
anderen wird die Unterstützung für eine Umla-
gefinanzierung der Renten zum Ausdruck ge-
bracht, denn in einem kapitalgedeckten System
würden die Beitragszahler nicht den Lebensstan-
dard der jetzigen Rentnergeneration sichern,
sondern die Ressourcen für ihre eigenen späte-
ren Renten akkumulieren. Im Gegensatz zu dem
Eindruck, den die Diskussion unter den soge-
nannten Experten und in den Medien hinterlässt,
werden die Idee des Generationenvertrages und
der Umlagefinanzierung immer noch von einer
großen Mehrheit der Bürger akzeptiert (insge-
samt 81%), obwohl der Anteil der „starken Be-
fürworter“ etwas geringer ist (34%) als für die
Tabelle 1: Einstellungen zu Zielen und Prinzipien von Rentensystemen
Deutschland EU 15
Starke Starke Schwache Zustim-
Zustim- Zustim- Zustim- mung
mung mung mung gesamt
                       in %
(1) Mindestrente 46 55 35 90
(2) Schutz vor Armut 47 52 41 92
(3) Angem. Lebensstandard 42 46 42 88
(4) Größere Gleichheit 25 37 47 84
(5) Erwerbstätige für Lebens- 26 34 47 81
     standard der Älteren sorgen
(6) Alle Beschäftigten einzahlen 37 38 38 76
(7) Priv. Vorkehrungen dem 23 36 38 74
     Einzelnen überlassen
(8) Höhe der Rente nach Einzahlung 26 24 39 63
(9) Staatliche Hilfe bei zu geringer 24 33 45 78
     Einzahlung
(10) Frauen: höhere Beiträge 3 4 9 13
(11) Witwenrente f. gleichgeschl. 12 24 31 54
       Paare
Datenbasis: Eurobarometer 56.2 (2001); (1) Eine garantierte Mindestrente sollte ein grundlegendes
soziales Recht eines jeden Bürgers sein. (2) Die Hauptaufgabe einer guten Altersvorsorge sollte
sein, die älteren Menschen vor dem Risiko der Armut zu schützen. (3) Eine gute Altersvorsorge sollte
jedem einen angemessenen Lebensstandard im Verhältnis zu seinem Einkommen vor dem Ruhe-
stand ermöglichen. (4) Eine gute Altersvorsorge sollte zu einer größeren Gleichheit der Einkommen
und Lebensbedingungen unter den Älteren beitragen. (5) Diejenigen, die derzeit arbeiten, haben
eine Pflicht, durch ihre Steuern und Abgaben für einen angemessenen Lebensstandard der Älteren
zu sorgen. (6) Es sollte für alle Beschäftigten, gleichgültig ob angestellt oder selbständig, eine
Verpflichtung geben, in eine Altersvorsorge einzuzahlen. (7) Es sollte vollkommen dem Einzelnen
überlassen bleiben, ob er / sie zusätzlich private Vorkehrungen für das Alter trifft. (8) Die Höhe der
Rente sollte sich streng danach richten, wie viel man in die Altersvorsorge eingezahlt hat. (9)
Menschen, die nicht genug zur Altersvorsorge einzahlen können (z.B. Arbeitslose oder Menschen
mit niedrigem Einkommen) sollten extra Hilfe vom Staat für das Alter bekommen. (10) Frauen sollten
höhere Beiträge zur Altersvorsorge zahlen, weil sie länger leben. (11) Gleichgeschlechtliche Paare
sollten das Recht auf eine Witwenrente haben als ob sie mit einem Partner des anderen Ge-
schlechts zusammen gelebt hätten.
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oben angesprochenen Verteilungszielsetzungen.
Dies deutet darauf hin, dass diese Ideen nicht mehr
als die alleinigen Prinzipien angesehen werden,
sondern durch andere Prinzipien und Formen der
Altersvorsorge ergänzt werden sollten.
In der Tat unterstützt ein ähnlich hoher Pro-
zentsatz die Forderung „Es sollte vollkommen
dem Einzelnen überlassen bleiben, ob er / sie
zusätzlich private Vorkehrungen für das Alter
trifft“ (36%). Um Missverständnisse zu ver-
meiden, ist allerdings darauf hinzuweisen, dass
hier von „zusätzlichen privaten Vorkehrungen“
die Rede ist, die öffentliche Regelsicherungs-
systeme voraussetzen und auf ihnen aufbau-
en. Darüber hinaus gibt es eine bemerkenswert
starke Unterstützung für das Prinzip einer
Pflichtversicherung für alle Erwerbstätigen
(38%), die nicht zwischen verschiedenen Be-
rufskategorien differenzieren, in diesem Sin-
ne universalistisch ausgerichtet sein sollte.
Das Ziel der Sicherung des erworbenen Le-
bensstandards wird oft so interpretiert, als sei
es identisch mit dem Versicherungsprinzip.
Einkommensbezogene Renten sollten durch
Beiträge finanziert werden, so wird gesagt, und
die Leistungsansprüche sollten möglichst eng
mit den Beitragszahlungen verknüpft sein. Die
Befragungsergebnisse zeigen jedoch, dass es
- in der Wahrnehmung der Bürger - nicht ge-
rechtfertigt ist, das Ziel der Lebensstandard-
sicherung mit der Akzeptanz des Äquivalenz-
prinzips gleichzusetzen. Eine beträchtlich ge-
ringere Zahl von Bürgern stimmt dem letztge-
nannten Prinzip in seiner strengen Form zu
(24%). Aber eine größere Zahl (33%) ist der
Meinung, dass „Menschen, die nicht genug zur
Altersvorsorge einzahlen können, extra Hilfe
vom Staat für das Alter bekommen“ sollten.
Es ist offensichtlich, dass durch solche staat-
lichen Zuschüsse bzw. Ausgleichszahlungen
die enge Beitrags-Leistungs-Verknüpfung ge-
lockert wird. Deutschland ist eines der weni-
gen Länder, wo sich die Anhänger einer stren-
gen Beitragsorientierung und diejenigen, die
für bestimmte Personengruppen Ausnahmen
von diesem Prinzip befürworten, in etwa die
Waage halten.
Diese Ergebnisse können m.E. so interpretiert
werden, dass die Bürger dem substantiellen
Ziel der Sicherung eines angemessenen Le-
bensstandards einen höheren Wert beimessen
als der formalen Versicherungslogik. Anders
ausgedrückt: Um das substantielle Ziel zu er-
reichen, erscheint es gerechtfertigt, vom rei-
nen versicherungstechnischen Äquivalenzden-
ken abzuweichen und eine maßvolle „solida-
rische“ Einkommensumverteilung zu akzep-
tieren. Wohlgemerkt: diese Argumentation ist
voll vereinbar mit den Strukturprinzipien der
Sozialversicherung, im Unterschied zu denen
der Privatversicherung.
Die beiden Statements zur Frage der Univer-
salität von Ansprüchen sind in stärkerem Maße
kontrovers. Der Vorschlag „Frauen sollten
höhere Beiträge zur Altersvorsorge zahlen,
weil sie länger leben“ ist in der Tat derjenige,
der die geringste Zustimmung erfuhr (insge-
samt nur 13%), d.h. von einer großen Mehr-
heit der Bevölkerung abgelehnt wurde. Dies
verwundert in gewisser Hinsicht, denn dieser
Vorschlag entspricht voll der Äquivalenzlogik,
die in der privaten Lebensversicherung ange-
wendet wird (durch Prämiendifferenzierung
zwischen Männern und Frauen infolge der
unterschiedlichen Lebenserwartung). Die star-
ke Ablehnung einer solchen geschlechtsspe-
zifischen Beitragdifferenzierung kann daher
als Unterstützung für das Prinzip eines breite-
ren Risikoausgleichs interpretiert werden3, wie
es im Allgemeinen der Konstruktion von So-
zialversicherungssystemen zu Grunde liegt.
Die Frage, ob „gleichgeschlechtliche Paare das
Recht auf eine Witwenrente haben (sollten),
als ob sie mit einem Partner des anderen Ge-
schlechts zusammen gelebt hätten“, stellt sich
als die umstrittenste heraus. Bei einer leichten
Mehrheit für diese Aussage in der EU-Bevöl-
kerung als Ganzes stimmten nur 24% dieser
Aussage stark zu, während 15% sie stark ab-
lehnten. Ferner sind bei dieser Frage die inter-
nationalen Unterschiede stärker ausgeprägt als
bei den meisten anderen Fragen. Während in
einigen Ländern (Dänemark, Schweden, den
Niederlanden) diese liberale Ansicht von mehr
als 40% stark unterstützt wird, übertrifft in ei-
nigen anderen Ländern (Finnland, Deutsch-
land, Italien, Portugal) die Zahl der überzeug-
ten Gegner die der überzeugten Anhänger.
In den meisten Ländern gleiche Reihenfolge
der Ziele
Generell fällt es nicht leicht, im internationa-
len Vergleich der Einstellungen zur Alterssi-
cherung ein gemeinsames Muster zu erkennen.
Das Antwortverhalten in den verschiedenen






















































































Datenbasis: Eurobarometer 56.2 (2001); detaillierte Frageformulierungen vgl. Tab. 1.
Graphik 1: Unterstützung für Verteilungsziele der Alterssicherung nach Ländern
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Ländern scheint stark kulturell geprägt zu sein.
In einigen Ländern tendieren die Menschen
dazu, sich stark für oder gegen einen bestimm-
ten Vorschlag auszusprechen, während sie in
anderen Ländern mehr zu den mittleren, we-
niger eindeutigen Antwortkategorien neigen4.
Deshalb erscheint es in diesem Zusammen-
hang sinnvoller, die Länder nicht direkt hin-
sichtlich der Zustimmungsraten zu bestimm-
ten Statements miteinander zu vergleichen,
sondern für jedes Land gesondert die Reihen-
folge, die relativen Prioritäten bezüglich der
verschiedenen Ziele bzw. Prinzipien zu ermit-
teln (vgl. Graphik 1).
In Bezug auf die oben diskutierten vier verteilungs-
politischen Zieldimensionen lässt sich auf diese
Weise feststellen, dass die für die EU insgesamt
ermittelte Rangfolge der Ziele auch für 11 der 15
Mitgliedsländer bestätigt werden kann:
– garantierte Mindestrente
– Schutz gegen Armut im Alter
– Sicherung des relativen Lebensstandards
– größere Gleichheit unter den Älteren.
Die vier „Ausnahmen von der Regel“ sind die
folgenden:
In Deutschland genießen die ersten beiden
Ziele ungefähr die gleiche Zustimmung. Da
die Zustimmung zu diesen Zielen aber auch
in einer Reihe anderer Länder recht ähnlich
ist, ist Deutschland eigentlich kein wirklich
„abweichender Fall“.
In Österreich findet das Ziel der relativen Le-
bensstandardsicherung ein wenig mehr Unter-
stützung als das der Armutsvermeidung im
Alter. Aber auch hier ist das Ziel einer garan-
tierten Mindestrente das populärste.
In Portugal ist das Ziel der Armutsvermeidung
das primäre Ziel der Alterssicherung, und die
Reduzierung der Einkommensungleichheit
unter den Älteren gilt als gleich wichtig wie
die Aufrechterhaltung des gewohnten Lebens-
standards.
Die Niederlande weichen insofern vom allge-
meinen europäischen Muster ab, als hier das
Recht auf eine garantierte Mindestrente erst
den dritten Platz einnimmt, hinter den Zielen
der Armutsvermeidung und der Lebensstan-
dardsicherung. Dieses Ergebnis ist umso über-
raschender, als die Niederlande ein Volksren-
tensystem institutionalisiert haben, das einer
Mindestrente ohne Bedürftigkeitsprüfung sehr
nahe kommt. Es steht auch in auffälligem
Kontrast zu den skandinavischen Ländern, wo
die Institutionalisierung eines sozialen Grund-
rechts auf eine Mindestrente als das bei wei-
tem wichtigste Ziel angesehen wird.
Alter und politische Orientierung haben nur
relativ geringen Einfluss auf Verteilungs-
zielsetzungen
Bezüglich der sozialen Strukturierung der Ein-
stellungen zur Alterssicherung kann angenom-
men werden, dass neben Beruf und sozioöko-
nomischem Status vor allem altersspezifische
Unterschiede eine wichtige Rolle spielen.
Denn ältere Menschen werden vermutlich ein
größeres Interesse an ausreichenden Renten-
leistungen haben und auf die Erfüllung des
„Generationenvertrags“ pochen; Jüngere wer-
den dagegen mehr auf die Finanzierung die-
ser Leistungen achten, wodurch ihr Nettoein-
kommen geschmälert wird, und tendenziell
eher freiwillige private Vorsorgemaßnahmen
befürworten.
Die empirische Überprüfung solcher Hypothe-
sen bestätigt zwar die Existenz gewisser alters-
spezifischer Differenzierungen in der vorherge-
sagten Weise, und zwar nicht nur zwischen Rent-
nern und Erwerbstätigen, sondern auch zwi-
schen verschiedenen „Generationen“ der Er-
werbstätigen (vgl. Tabelle 2). Die Stärke dieses
Alterseffekts ist jedoch erstaunlich gering. Ins-
besondere bestätigt sich die oben dargestellte
Rangfolge der verteilungspolitischen Zielset-
zungen auch für jede einzelne Altersgruppe. Das
Maß der Zustimmung zu den verschiedenen
Sicherungszielen nimmt zwar generell mit stei-
gendem Alter leicht zu, aber es kommt nicht zu
einer Umkehrung der Prioritäten. Dies muss als
Ausdruck eines hohen Wertkonsenses zwischen
den verschiedenen Altersgruppen bezüglich der
Ziele der Alterssicherung interpretiert werden.
Auf der Ebene der Einstellungen gibt es keine
Anzeichen starker altersspezifischer Spaltungen
und scharfer Verteilungskonflikte zwischen den
Generationen, wie sie in den Medien häufig an
die Wand gemalt werden.
Alternativ dazu könnte man an unterschiedli-
che politisch-ideologische Orientierungen als
Erklärungsfaktoren denken. So kann man ver-
muten, dass politisch links orientierte Bürger
größeren Wert auf ein Grundrecht auf eine ga-
rantierte Mindestrente und auf eine Reduzierung
der Ungleichheit unter den Älteren legen, kon-
servativ und liberal Orientierte dagegen eher das
Ziel der Sicherung des Lebensstandards und
damit der Erhaltung relativer Einkommens- und
Statusprivilegien bevorzugen.
Auch diese Hypothese wurde überprüft5 und
auch in diesem Fall kam es zu einem ähnli-
chen Ergebnis wie zuvor (vgl. Tabelle 2). Zwar
ist das Maß der Zustimmung zu den Zielen
der Vermeidung von Armut im Alter und zu
einer garantierten Mindestrente als soziales
Grundrecht auf der linken Seite des politischen
Spektrums etwas höher als in der Mitte oder
bei politisch eher rechts orientierten Befrag-
ten. Bezüglich des Ziels der Lebensstandard-
sicherung gibt es jedoch praktisch keinen Un-
terschied. Insgesamt sind die Unterschiede
geringfügig und weit weniger ausgeprägt als
erwartet. Wiederum ist die Rangfolge der Ver-
teilungsziele die gleiche für Linke, die politi-
sche Mitte und Rechte. Diese Ziele sind of-
fensichtlich nicht mehr Gegenstand scharfer
ideologischer Konflikte, zumindest nicht in der
traditionellen Links-Rechts-Dimension6. Auch
dies muss m.E. im Sinne eines weitreichen-
den Konsenses über die grundlegenden Ziele
der Alterssicherung, unabhängig von der po-
litisch-ideologischen Grundorientierung, inter-
pretiert werden.
Breite Zustimmung für eine Beibehaltung
des Rentenniveaus auch bei steigenden
Beiträgen
Von besonderer politischer Brisanz sind die
Vorschläge zur Bewältigung der vor allem
demographisch bedingten Finanzierungspro-
bleme in der Alterssicherung, die sich in allen
EU-Ländern in ähnlicher Weise stellen. Hier
lassen sich drei - sozusagen systemimmanen-
te - Hauptalternativen zur Stabilisierung des
Verhältnisses zwischen Einnahmen und Aus-
gaben der öffentlichen Rentensysteme unter-
scheiden, nämlich
– die Beibehaltung des gegenwärtigen Ren-
tenniveaus, auch wenn dies höhere Steuern
bzw. Beiträge erfordert,
– die Stabilisierung der Beiträge, auch wenn
dies mit einer Reduzierung der Leistungen
verbunden ist, sowie
– die Erhöhung der Altersgrenze, damit mehr
Menschen mehr Zeit im Erwerbsleben und
weniger Zeit im Ruhestand verbringen.
Mit diesen Alternativen sind unterschiedliche
Verteilungen der Lasten des finanziellen Aus-
gleichs zwischen den Generationen verbun-
Tabelle 2: Unterstützung für Verteilungsziele nach Alter und Politischer Orientierung
Mindest- Armuts- Lebens- Gleich-
rente (1) schutz (2) standard (3) heit (4)
                         % starke Zustimmung
EU 15 55 52 46 37
Alter (Jahre)
   15-25 49 44 38 32
   26-44 55 50 45 36
   45-64 57 56 48 40
   65+ 58 55 50 39
Politische Orientierung
   Links 59 55 47 41
   Mitte 56 54 48 37
   Rechts 52 49 44 36
Datenbasis: Eurobarometer 56.2 (2001); detaillierte Frageformulierungen vgl. Tab. 1.
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den: im ersten Fall auf die jetzigen Erwerbs-
tätigen bzw. Beitragszahler, im zweiten eher
auf die gegenwärtigen bzw. zukünftigen Rent-
ner, und im dritten Fall gleichmäßiger auf bei-
de Gruppen. Der Vorschlag der Anhebung des
Renteneintrittsalters würde es nämlich erlau-
ben, die Beitragssätze relativ stabil (wegen der
zu erwartenden höheren Erwerbsbeteiligung)
und zugleich das derzeitige Rentenniveau in
etwa beizubehalten; nur der Eintritt in den
Ruhestand würde sich verschieben. Er scheint
damit besser im Einklang mit Forderungen
nach intergenerationaler Gerechtigkeit zu ste-
hen und wird daher z.Zt. sowohl von der EU
als auch von verschiedenen nationalen Regie-
rungen favorisiert.
In der Eurobarometer-Befragung wurden die
erwachsenen Bürger nach ihrer Einstellung zu
diesen Hauptalternativen gefragt7. Das Ergeb-
nis ist in seiner Eindeutigkeit überraschend
(vgl. Graphik 2). Dabei ist zu beachten, dass
die „Kosten“ bzw. Nachteile jeder Handlungs-
alternative in der Frageformulierung ausdrück-
lich erwähnt wurden, so dass davon ausgegan-
gen werden kann, dass der Meinungsbildung
der Befragten relativ realistische Einschätzun-
gen zu Grunde lagen.
Auffällig ist zunächst, dass in allen EU-Län-
dern - mit geringfügigen Ausnahmen - die
Rangfolge in der Zustimmung zu den verschie-
denen Reformalternativen identisch ist. Die
Beibehaltung des jetzigen Rentenniveaus bei
steigenden Beiträgen findet in allen EU-Län-
dern die größte Zustimmung: insgesamt 30%
der Bürger in der EU stimmen ihr voll zu,
weitere 38% zumindest leicht; nur 5% lehnen
sie stark ab, weitere 15% schwach. Im Gegen-
satz dazu wird die Senkung des Rentenniveaus
bei stabilen Beiträgen im EU-Durchschnitt nur
von insgesamt 31% der Bürger befürwortet,
aber von der Mehrheit (insgesamt 53%) abge-
lehnt. In keinem Mitgliedsland findet dieser
Vorschlag die Zustimmung von mehr als 40%
der erwachsenen Bürger.
Erhöhung des Renteneintrittsalters wenig
populär
Die dritte Alternative, die Erhöhung des Ren-
teneintrittsalters, ist sogar noch weniger po-
pulär als die Senkung des Rentenniveaus. Sie
findet nur bei 23% der Bürger Zustimmung,
während 40% eine starke und weitere 29%
zumindest eine schwache Ablehnung zum
Ausdruck bringen. Auch wenn dieser Vor-
schlag von vielen Experten aus ökonomischer
Sicht und im Hinblick auf die Verteilungswir-
kungen zwischen den Generationen favorisiert
wird, ist es offensichtlich, dass er in der öf-
fentlichen Meinung auf erhebliche Akzeptanz-
probleme stößt.
Weitere Fragen zur Gestaltung des Übergangs
vom Erwerbsleben in den Ruhestand zeigen
jedoch, dass trotz der geringen Zustimmung
für den Vorschlag einer generellen Erhöhung
des (gesetzlichen) Rentenalters politische
Handlungsspielräume für Reformmaßnahmen
bestehen, die eine größere Akzeptanz in der
Bevölkerung finden.
So findet der Vorschlag, einen flexiblen Über-
gang von der Erwerbstätigkeit in den Ruhe-
stand zu ermöglichen, im EU-Durchschnitt die
Zustimmung von 74% der Bürger. In einigen
Ländern ist die Akzeptanz dieses Ansatzes
sogar noch deutlich höher: in Dänemark 95%,
in Schweden 88%, in den Niederlanden 86%.
Der graduelle, individuell flexible Übergang
vom Erwerbsleben in den Ruhestand entspre-
chend der eigenen physischen und psychischen
Leistungsfähigkeit findet also wesentlich brei-
tere Zustimmung als eine generelle Erhöhung
der Altersgrenze für den Eintritt in den Ruhe-
stand. Es sei in diesem Zusammenhang dar-
auf hingewiesen, dass die Flexibilisierung des
Renteneintrittsalters u.U. durchaus zu einer
Erhöhung des durchschnittlichen Rentenein-
trittsalters führen kann, wenn genügend Be-
schäftigte ihren Eintritt in den Ruhestand um
einige Jahre hinausschieben. Das erscheint
zwar bei der gegenwärtigen Lage auf dem
Arbeitsmarkt unwahrscheinlich, könnte sich
aber ändern, falls eine Besserung der arbeits-
marktpolitischen Lage eintreten sollte.
Unter Ökonomen besteht weitgehend Überein-
stimmung, dass versicherungsmathematische
Abschläge bei den Renten nötig seien, um den
Trend zum vorzeitigen Ausscheiden aus dem
Erwerbsleben umzukehren (bzw. entsprechen-
de Zuschläge als finanzielle Anreize für eine
Verlängerung des Arbeitslebens). Die Befra-
gungsergebnisse zeigen jedoch, dass im EU-
Durchschnitt eine leichte Mehrheit der Bür-
ger (53%) mit Leistungskürzungen im Falle
des vorzeitigen Ruhestandes nicht einverstan-
den ist und auch das Meinungsbild in Bezug
auf Rentenzuschläge im Falle des hinausge-
schobenen Ruhestands durchaus geteilt ist.
Allerdings verbergen sich hinter dem EU-
Durchschnitt erhebliche länderspezifische
Abweichungen, die vermutlich zum Teil durch
die jeweilige nationale Arbeitsmarktsituation,
zum Teil durch die Unterschiede der in den
betreffenden Ländern praktizierten Rentensy-
steme bedingt sind.
Diese Einstellungen können in der Weise in-
terpretiert werden, dass finanzielle Anreize
allein nicht ausreichen, um einen früheren Ein-
tritt in den Ruhestand zu verhindern, wenn sie
nicht von zusätzlichen Integrationsmaßnah-
men für Ältere in den Arbeitsmarkt flankiert
werden. Erst durch eine solche zusätzliche
Integration älterer Arbeitnehmer könnte ein
Verbleiben im Arbeitsleben attraktiv genug
werden, um den Trend umzukehren und wie-
der eine höhere Erwerbsbeteiligung älterer
Menschen zu erreichen. Eine solche Deutung
wird durch den Befund gestützt, dass eine brei-
te Mehrheit (63%) der Ansicht ist, man solle
älteren Arbeitnehmern die gleichen Zugangs-
möglichkeiten zur beruflichen Weiterbildung
geben wie jüngeren, und zugleich die verbrei-
tete Praxis missbilligt (75%), dass Unterneh-
men ältere Mitarbeiter zu Lasten der öffentli-
chen Rentenkassen entlassen oder in den Vor-
ruhestand versetzen.
Auf der Basis der oben dargestellten Einstel-
lungen der EU-Bürger lässt sich folgern, dass
eine erfolgversprechende Strategie zur Verlän-
gerung des Arbeitslebens nicht bei gesetzli-
chen Maßnahmen zur Herabsetzung des Ren-
tenniveaus oder zur Heraufsetzung der Alters-
grenze ansetzen sollte, sondern bei einer Ver-
änderung der Verhältnisse auf dem Arbeits-
markt und einer Umgestaltung der Arbeitsbe-




















Rentenhöhe beibehalten (1) Rentenbeiträge nicht erhöhen (2) Rentenalter erhöhen (3)























































Datenbasis: Eurobarometer 56.2 (2001); (1) Die derzeitigen Rentenhöhen sollten beibehalten
werden, selbst wenn dies bedeutet, dass Steuern oder Beiträge erhöht werden müssen. (2) Die
Beiträge sollten nicht erhöht werden, selbst wenn dies niedrigere Rentenhöhen bedeutet. (3) Das
Rentenalter sollte erhöht werden, so dass die Menschen länger arbeiten und damit weniger Zeit im
Ruhestand verbringen.
Graphik 2: Alternative Vorschläge zum Ausgleich von Einnahmen und Ausgaben der
                   Rentensysteme
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scheint notwendig, insbesondere die Arbeits-
zeitregelungen flexibler den Bedürfnissen und
evtl. Leistungseinschränkungen der älteren
Arbeitnehmer anzupassen. Von wesentlicher
Bedeutung ist auch, dass Arbeitgeber ältere
Arbeitnehmer nicht diskriminieren, sondern
gezielt in die Erhaltung und evtl. Verbesserung
ihrer Qualifikationen investieren. Solche
Schritte, die zunächst ein Umdenken bei den
Arbeitgebern und Unternehmen erfordern,
können sicher durch entsprechende beschäfti-
gungs- und arbeitsmarktpolitische Maßnah-
men wirkungsvoll unterstützt werden. Wenn
dies gelingt, besteht die Aussicht, dass sie die
Arbeitsbedingungen für ältere Arbeitnehmer
attraktiver machen und so positive Anreize
darstellen, freiwillig länger im Arbeitsleben zu
verbleiben - was allemal besser ist als die Dro-
hung mit verminderten Renten.





2 Die folgenden Ergebnisse beziehen sich,
wenn nicht anders angegeben, nur auf die-
jenigen, die „starke Zustimmung“ äußern,
weil dies als eine bewusste und ausdrück-
liche Meinungsäußerung verstanden wer-
den kann.
3 In diesem Falle wirkt sich der Risikoaus-
gleich im Sinne einer impliziten Umvertei-
lung zu Gunsten der Frauen aus.
4 So erhielten beispielsweise alle Statements
in Griechenland eine stärkere Zustimmung
als im EU-Durchschnitt, während in Por-
tugal das Gegenteil der Fall war.
5 Um „politische Orientierung“ internatio-
nal vergleichbar zu messen, wurde die
Selbstzuordnung der Befragten auf einer
Links-Rechts-Skala (von 1 bis 10) verwen-
det und drei Gruppen gebildet: Links (1-
4), Mitte (5-6), Rechts (7-10).
6 Dies schließt indes nicht aus, dass in an-
deren Dimensionen der Gestaltung von
Alterssicherungssystemen, z.B. was die
Freiwilligkeit oder den Pflichtcharakter
von Maßnahmen oder die Art der Finan-
zierung betrifft, sehr wohl noch Konflikt-
potentiale vorhanden sind oder neue Wert-
konflikte auftreten können.
7 Daneben wurden noch die Meinungen zu
einer Reihe flankierender Maßnahmen (wie
z.B. Erhöhung der Erwerbsbeteiligung von
Frauen, Zuwanderung ausländischer Ar-
beitskräfte, etc.) erfragt, auf die hier aus
Platzgründen nicht weiter eingegangen
werden kann.
Jürgen Kohl, Universität Heidelberg
Tel.: 06221/54-2980
juergen.kohl@urz.uni-heidelberg.de
Mit dem Report „Welfare in Sweden: The Ba-
lance Sheet for the 1990s“ wurden die wich-
tigsten Befunde der 1999 vom schwedischen
Sozialminister eingesetzten „Wohlfahrtskom-
mission“ nun auch in englischer Sprache ver-
öffentlicht und damit der internationalen Dis-
kussion zugänglich gemacht. Die Kommissi-
on, die von dem Sozialwissenschaftler Joakim
Palme geleitet wurde, hatte ihren detaillier-
ten und umfangreichen Schlußbericht bereits
2001 der schwedischen Regierung übergeben.
Einschließlich einer Reihe von Spezialreports
hat die Kommission insgesamt vierzehn Be-
richte vorgelegt.
Der Auftrag der Kommission bestand darin,
vor dem Hintergrund des Wandels sozialer
Strukturen und der z.T. massiven Reformen
des schwedischen Wohlfahrtsstaates die Ent-
wicklung der Wohlfahrt der Bevölkerung in
den 90er-Jahren darzustellen, zu analysieren
und zu bewerten. Mit dieser Bilanz der 90er-
Jahre sollte zugleich auch eine Grundlage für
Entscheidungen zur zukünftigen Gestaltung
der Sozial- und Gesellschaftspolitik geschaf-
fen werden. Wie in vielen anderen europäi-
schen Ländern waren die 90er-Jahre auch in
Schweden durch ein Syndrom von Problemen
- hohe Arbeitslosigkeit, negatives Wachstum,
Verschuldung der öffentlichen Haushalte und
die Zuwanderung von Flüchtlingen in erheb-
lichem Ausmaß - geprägt. Hinzu kamen sozi-
alstrukturelle und ökonomische Entwicklun-
gen, wie die demographische Alterung, der
Strukturwandel auf dem Arbeitsmarkt und die
Tendenzen zur Deregulierung im Bereich der
Wirtschaft, die insgesamt weitgehende Refor-
men des schwedischen Wohlfahrtsstaatsmo-
dells erforderlich gemacht hatten.
Unter Wohlfahrt versteht die Kommission
ganz in der Tradition der skandinavischen So-
zialberichterstattung und Wohlfahrtsfor-
schung die Verfügung über individuelle Res-
sourcen, die dem einzelnen Bürger eine akti-
ve und seinen persönlichen Zielen und Vor-
stellungen entsprechende Gestaltung seines
Lebens ermöglichen. Als Voraussetzung da-
für wird allerdings auch die Bedeutung ver-
schiedener sozialer Ressourcen betont. Die
Kommission hat sich daher, nicht zuletzt auch
vor dem Hintergrund der drastischen Umbau-
maßnahmen, denen der schwedische Wohl-
fahrtsstaat in den 90er-Jahren unterzogen
wurde, vor allem auch mit den institutionel-
len Rahmenbedingungen sowie deren Wan-
del und Funktion für die individuelle Wohl-
fahrt befasst. Der Focus richtet sich hier vor
allem auf die Zugänglichkeit und die Quali-
tät der erbrachten Leistungen bzw. deren Po-
tential, die Wohlfahrt der Bürger zu steigern.
Die Kommission stützt sich bei ihrem Ver-
such eine Wohlfahrtsbilanz für die 90er-Jah-
re zu erstellen auf die verschiedensten Da-
tengrundlagen, Analysen und Befunde. Von
herausragender Bedeutung sind dabei aller-
dings die im Rahmen der amtlichen Statistik
regelmäßig durchgeführten Wohlfahrts- bzw.
„Living Conditions Surveys“ (ULF). Neuer-
dings liegen derartige, speziell auf die Erfas-
sung von Wohlfahrt und Lebensbedingungen
der Bürger ausgerichtete Erhebungen auch für
spezielle Teilpopulationen, wie z.B. Kinder
und die ältere Bevölkerung, vor.
Den Kern des vorliegenden Reports bilden die
insgesamt vier Kapitel, die sich mit den Ver-
änderungen der individuellen Wohlfahrt auf
der einen und dem Wandel wohlfahrtsstaatli-
cher Institutionen auf der anderen Seite be-
fassen. Unter dem Titel „Individual Res-
sources I: General Changes“ wird zunächst
betrachtet, wie sich die individuelle Wohlfahrt
in den Dimensionen Gesundheit, Bildung,
Arbeit, Arbeitsbedingungen und Löhne, Ein-
kommen und ökonomische Ressourcen sowie
soziale Bindungen und soziale Sicherheit in
den 90er-Jahren entwickelt hat und welche
diesbezüglichen Kumulationen von Benach-
teiligungen zu beobachten sind. Obwohl nicht
alle Bereiche gleichermaßen durch negative
Entwicklungen gekennzeichnet sind, wird
„the increase in the proportion of the popula-
tion that encountered various kinds of disad-
vantage or illfare“ (S. 9) als die beherrschen-
de Tendenz der 90er-Jahre betrachtet. Unter
der Überschrift „Individual Resources II“
wird dargestellt, wie sich die Wohlfahrt von
spezifischen Teilpopulationen der schwedi-
schen Gesellschaft - Kinder und Jugendliche,
alleinerziehende Mütter, Behinderte, Alte,
Ausländer, Arbeitslose und Sozialhilfeemp-
fänger - in den 90er-Jahren entwickelt hat.
Wohlfahrtsbeeinträchtigungen werden insbe-
sondere für die ohnehin schon in mancherlei
Hinsicht benachteiligten Gruppen der allein-
erziehenden Mütter und der Ausländer kon-
statiert. Vor allem bedingt durch ihren zuneh-
mend späteren Eintritt in das Arbeitsleben hat
sich auch die Situation für Jugendliche und
Schwedische Regierungskommission zieht umfas-
sende Wohlfahrtsbilanz für die 1990er-Jahre
